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B e r i c h t

Der Ausschuss für Finanzen hat den Einzelplan 09 – Ministerium für Sozia-
les, Gesundheit und Integration des Staatshaushaltsplans für die Haushaltsjahre 
2023/2024 in seiner 21. Sitzung am 18. November 2022 beraten. 

In die Beratung einbezogen wurde auch die Mitteilung der Landesregierung vom 
26. Oktober 2022 – 51. Landesjugendplan für die Haushaltsjahre 2023 bis 2024 – 
Drucksache 17/3509 mit der Empfehlung des Ausschusses für Soziales, Gesund-
heit und Integration, soweit Einzelplan 09 berührt ist, vom 8. November 2022 
(Anlage 1). 

Die zu dieser Einzelplanberatung schriftlich eingebrachten Änderungsanträge 
09/1 bis 09/67 sind diesem Bericht beigefügt (siehe Anlagen). 

Der Vorsitzende gratuliert einer Abgeordneten der Fraktion der AfD zu ihrem 
Geburtstag und begrüßt sodann den Minister für Soziales, Gesundheit und Integ-
ration.

Der Berichterstatter dankt für die Bereitstellung des Vermerks und das ausführ-
liche Gespräch mit dem Ministerium für Soziales, Gesundheit und Integration. Er 
legt dar, dennoch habe er sich als Berichterstatter etwas schwergetan. Er bitte da-
rum, zukünftig Berichte mit mehr Hintergrundinformationen und mehr Substanz 
zu füllen und nicht nur das Notwendigste an Zahlen preiszugeben. 

Alle Menschen stünden vor großen Herausforderungen. Denn das Sozialsystem 
unterliege strukturellen Veränderungen. Er nenne den Fachkräftemangel, für den 
es bisher keine adäquate Lösung gebe, die Krankenhausstrategie, die die zukünf-
tige soziale Infrastruktur in diesem Bereich gravierend verändern werde, und die 
Pflege, mit der sich das Land noch intensiv und nicht erst in naher Zukunft werde 
auseinandersetzen müssen; auf die vielen weiteren Themen wie beispielsweise 
das neue Betreuungsgesetz wolle er nicht eingehen. Es bedürfe einer Sozialpoli-
tik, die den Menschen in Baden-Württemberg gerecht werde, und eines breiten 
politischen wie auch gesellschaftlichen Konsenses. 

Die Gesamteinnahmen im Einzelplan 09 beliefen sich im Jahr 2023 auf 159,5 
Millionen € und im Jahr 2024 auf 182,9 Millionen €, während die Gesamtaus-
gaben 2023 bei 2,17 Milliarden € lägen. Die Verpflichtungsermächtigungen seien 
auf 413,6 Millionen € im Jahr 2023 und auf 227,5 Millionen € im Jahr 2024 zu-
rückgegangen. Dies bewerte er positiv. Dafür bedanke er sich sehr herzlich. 

Die Zahl der Personalstellen gehe leicht zurück, was allerdings nicht bedeute, 
dass sich auch die Personalausgaben verminderten. Dies sei wohl den zusätz-
lichen Kosten mit Blick auf die Gehaltsstrukturen geschuldet.

Zu den größten Ausgabenpositionen im Doppelhaushalt bzw. der Verbesserung 
der Mittelausstattung hebe er Folgendes hervor: Die Krankenhausfinanzierung 
einschließlich der Kofinanzierung über den Strukturfonds und das zukünftige 
Krankenhauszukunftsgesetz seien mit sehr hohen Kosten verbunden. Er nenne 
weiter Zuschüsse und Erstattungen an die Zentren für Psychiatrie, die Betriebs-
kosten im Maßregelvollzug und Investitionen, wie z. B. die Bauvorhaben in 
Schwäbisch Hall, mit Blick u. a. auf die gestiegenen Baukosten und die zusätz-
lich erforderlichen Plätze, die Erhöhung von Zuschüssen für Schulen an aner-
kannten Heimen für Minderjährige und Berufsbildungswerken sowie für Schulen 
zur Ausbildung für Sozialberufe und Unterhaltsvorschüsse, die geplante Reform 
zum Unterhaltsvorschussgesetz, die über die Rücklagen im Einzelplan 12 abge-
deckt werde, die Kostenerstattung bei Gewährung der Jugendhilfe nach der Einreise 
wegen zunehmender Flüchtlingsbewegungen bzw. der Einreise von unbegleiteten 
minderjährigen Ausländern – hierfür seien im Jahr 2024 zusätzlich 24,7 Millionen € 
erforderlich –, die Umsetzung der Pflegeberufereform und einige Maßnahmen im 
Zuständigkeitsbereich des Einzelplans 09, für die ab 2023 Vorsorge in der Rück-
lage für Haushaltsrisiken getroffen werde wie z. B. Maßnahmen im Zusammen-
hang mit der Bekämpfung der Coronapandemie sowie für den Masterplan Kinder-
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schutz und die Kosten für die Umsetzung der Reform des Vormundschafts- und 
des Betreuungsrechts.

Ein Abgeordneter der Fraktion GRÜNE bittet im Namen der Regierungsfraktio-
nen darum, die Kapitel 0902, 0913, 0920, 0922 und 0923 zu den Resten zurück-
zustellen. 

(Redaktioneller Hinweis: Der Vorsitzende fragt im Folgenden bei 
jedem Aufruf von Kapiteln, Anträgen und weiteren Beratungsge-
genständen nach Wortmeldungen. Dies wird angesichts der Vielzahl 
der Aufrufe nicht explizit im Protokoll wiedergegeben. Soweit also 
nach einem Aufruf keine Ausführungen zur Sache vermerkt sind, ist 
der Ausschuss ohne Wortmeldungen direkt in die Beschlussfassung 
eingetreten.)

Der Ausschuss nimmt vom Vorwort sowie von den produktorien-
tierten Informationen ohne Widerspruch Kenntnis. 

Kapitel 0901

Ministerium

Der Vorsitzende ruft den Änderungsantrag 09/34 mit zur Beratung auf.

Ein Abgeordneter der Fraktion der AfD trägt vor, nicht nur im Land, sondern auch 
in den Kommunen und den nachgelagerten Gliederungen wachse der Haushalt 
für Soziales sehr stark. Dadurch bestehe mehr und mehr Investitionsunfähigkeit. 
Beratungen des Ausschusses über Ausgabereste kämen dadurch zustande, dass 
Kommunen bei wichtigen Investitionen in die Infrastruktur nicht mehr ihre Eigen-
anteile aufbringen könnten, wie er aus seinem Landkreis wisse. Teilweise würden 
erhebliche Mittel im Sozialbereich, auch im Krankheits- und Gesundheitsbereich, 
aufgewandt, und diese fehlten bei Infrastrukturinvestitionen. Er schließe sich der 
FDP/DVP an, dass prinzipiell darüber geredet werden müsse. 

Eine Abgeordnete der Fraktion der SPD führt aus, sie stelle vorab zwei Aspekte 
klar, die ihrer Fraktion wichtig seien. Zum einen fänden sich mit dem Kinder-
schutz und dem Landesbetreuungsgesetz zwei wesentliche Punkte im vorliegen-
den Einzelplan nicht wieder und würden nur beim Thema Haushaltsrisiken einmal 
erwähnt. Dies sehe sie insbesondere mit Blick auf die Haushaltsklarheit sehr kri-
tisch. Ein Abgeordneter der Grünen habe am 9. November 2022 im Plenum davon 
gesprochen, dass bis zu 4 Millionen € als Rücklage für das neue Betreuungsrecht 
eingeplant worden seien. Sie habe dieses Thema bereits in der 19. Sitzung des So-
zialausschusses angemahnt. Sie finde die Summe in den Änderungsanträgen nicht 
und frage, wie damit umgegangen werde. 

Zum anderen habe der Ministerpräsident von einem Sondertopf in Höhe von 30 
Millionen € für die soziale Infrastruktur gesprochen. Sie finde im vorliegenden 
Haushalt keinen Sondertopf. Sie bitte hierzu um Erläuterung. 

Ein Abgeordneter der Fraktion der FDP/DVP verweist darauf, dass bilateral schon 
geklärt worden sei, weshalb verschiedene Kapitel zu den Resten zurückgestellt 
worden seien. Er fügt an, es bestehe aber wohl noch Klärungsbedarf. Möglicher-
weise könne dazu etwas gesagt werden.

Ein Abgeordneter der Fraktion der CDU führt aus, das Volumen des Sozialhaus-
halts des Landes sei im Vergleich zu dem des Bundes sehr gering. Dies liege 
daran, dass die Sozialpolitik in wesentlichen Fällen eine Bundesaufgabe sei. Der 
Landeshaushalt konzentriere sich auf wesentliche Punkte wie die Krankenhaus-
finanzierung und springe ein, wenn es Lücken gebe, die der Bund hinterlasse, weil 
das Geld nicht reiche oder eine Verwaltungsvorschrift komplex sei. 
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Er danke dem Sozialministerium für Projekte wie Sprachkurse für ukrainische 
Geflüchtete im ländlichen Raum, die gleichzeitig die notwendige Kinderbetreu-
ung ermöglichten. 

Bei der Krankenhausfinanzierung müsse mit den kommunalen Landesverbänden 
darüber gesprochen werden, warum die Investivmittel zunähmen. Die Sanierung 
eines Krankenhauses werde deutlich teurer, wenn die Baukostenpreise stiegen. 
Eventuell werde es irgendwann nicht möglich sein, ausreichend zu fördern. Kom-
munen, die die Mittel jetzt lieber pauschal erhalten wollten, würden dann mehr 
Mittel fordern. 

Aus diesen Gründen sollte jeder den Haushalt daraufhin detailliert durchsehen, 
wo wirklich Mittel fehlten. Die großen Punkte für die Öffentlichkeit seien das 
eine. Das andere seien aber viele kleine Punkte. In diesem Sinn danke er für die 
Möglichkeit, im Rahmen des Pakts für Integration Schulsozialarbeit zu fördern. 

Der CDU-Fraktion seien Kurzzeitpflegeplätze und Ähnliches ein wichtiges An-
liegen. Auch darüber werde diskutiert. 

Die großen Punkte könnten mit dem Etat sicherlich nicht gerettet werden. An vie-
len Stellen werde allerdings sehr Wichtiges getan, um Lücken zu schließen und 
Menschen konkret zu helfen.

Eine Abgeordnete der Fraktion der AfD führt aus, sie trage jetzt ein Statement 
zum gesamten Einzelplan vor. Auch die durch Krisen verursachte angespannte 
Haushaltslage habe die Landesregierung nicht zur Vernunft bringen können. An 
systemrelevanten Strukturen wie den Krankenhäusern werde gespart, an ideolo-
gisch motivierten Projekten dagegen weiterhin festgehalten. Besonders besorgnis-
erregend seien für sie die Planungen im Kapitel Gesundheitspflege. Hier würden 
die Ausgaben von 648 Millionen € im Jahr 2022 auf 525 Millionen € im Jahr 
2024 reduziert. 

Bei der Krankenhausfinanzierung werde es also keine Anpassung an die Kosten-
entwicklung geben, im Gegenteil. Die ohnehin katastrophale finanzielle Lage der 
Krankenhäuser werde dadurch noch verschlimmert, denn weder bei Investitionen, 
der Investitionsförderung noch bei den Zuschüssen für laufende Zwecke halte die 
Landesregierung es für notwendig, gegenzusteuern. 

Obwohl die Krankenhäuser in Baden-Württemberg im Vergleich mit anderen 
Krankenhäusern durchaus gut wirtschafteten, gehe es den Krankenhäusern in Ba-
den-Württemberg Jahr für Jahr schlechter. Eindeutige Indizien hierfür seien die 
Bettenzahl pro Kopf und die Verweildauer in den Kliniken. 

Die Landesregierung mache es sich mit ihrer „mantraartigen“ Antwort, die un-
zureichende Betriebsfinanzierung des Bundes sei der alleinige Grund für die de-
saströse finanzielle Lage baden-württembergischer Krankenhäuser, zu einfach. Es 
treffe zu, dass das vor Jahren eingeführte DRG-System gegenüber Kostenunter-
schieden von Bundesland zu Bundesland blind sei. Dies stelle allerdings nur die 
eine Hälfte der Wahrheit dar. Die andere sei, dass Krankenhäuser einen Rechtsan-
spruch auf Deckung ihrer Investitionen durch das Land hätten. Baden-Württem-
berg erfülle seit Jahren nicht die gesetzliche Verpflichtung, die Investitionskosten, 
also die Einzel- und Pauschalförderung der Krankenhäuser, in vollem Umfang zu 
finanzieren. 

Weitere Schwachpunkte im Kapitel Gesundheitspflege beträfen die Hebammen-
versorgung, die sektorenübergreifende Versorgung und die Sicherung der flächen-
deckenden ambulanten ärztlichen Versorgung in Baden-Württemberg. Sie sei 
dem Innenministerium sehr dankbar, dass inzwischen zehn Notfallhubschrauber 
geplant seien. 

Für das Aktionsprogramm Landärzte seien lediglich und unverändert 2,5 Millio-
nen € geplant. Dabei sei dieses Programm enorm wichtig, damit der „durchgebox-
te“ Strukturwandel die ambulante ärztliche Versorgung im Land nicht gefährde. 
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Diese werde zum größten Teil durch niedergelassene Ärzte gesichert. Viele junge 
Ärzte ziehe es aber vor allem in die Städte. Dies sei durchaus nachvollziehbar, 
insbesondere wenn mehrere ungünstige berufliche und familiäre Faktoren hinzu-
kämen. Sie weise explizit auf das unternehmerische Risiko hin, das eine Praxis-
übernahme erschwere. 

Die AfD-Fraktion befürworte eine signifikante Erhöhung der Fördersumme. Eine 
Landesförderung von 30 000 € pro Hausarzt, wenn er sich in einer ländlichen Ge-
meinde niederlasse, sei nicht einmal ein „Tropfen auf den heißen Stein“. Bereits 
2020 seien die Kosten für die Niederlassung als Hausarzt mit durchschnittlich  
160 000 € veranschlagt worden, Tendenz steigend. 

Großzügig sei die Landesregierung hingegen bei ihren Lieblingsprojekten, dem 
Aktionsplan „Für Akzeptanz & gleiche Rechte Baden-Württemberg“ oder der 
Förderung geschlechtsdiskriminierender Freizeit- und Bildungseinrichtungen für 
Kinder und Jugendliche. Recht großzügig sei die Landesregierung erst recht bei 
Integrationsmaßnahmen. Hier stiegen die Ausgaben von 15,6 auf 21 Millionen €. 
Darin nicht enthalten seien die Kosten für den Pakt für Integration. Die Bewirt-
schaftung dieses Titels erfolge über die Ausgabereste. 

Eine Übersicht über die übertragenen Ausgabereste und die Denkschrift des 
Rechnungshofs 2021 zeigten den verschwenderischen Umgang mit den Steu-
ergeldern. So seien für die Maßnahmen im Rahmen des Pakts für Integration  
156 Millionen € geparkt und stünden den Gemeinden und Gemeindeverbänden 
zur Verfügung. Im Jahr 2022 stünden weitere 65,5 Millionen € bereit. Interessant 
sei, wofür die Mittel ausgegeben worden seien und wie der Rechnungshof bei-
spielsweise das Projekt Integrationsmanager bewerte: Die begleitende Evaluation 
habe keinen empirisch gesicherten Nachweis liefern können, dass durch das Inte-
grationsmanagement mit Blick auf den Arbeitsmarkt, die Sprachkenntnisse und 
die Wohnsituation eine schnellere Integration ermöglicht werde; ein Zusammen-
hang zwischen der Arbeit der Integrationsmanager und etwaigen Integrations-
erfolgen sei nicht messbar gewesen. Außerdem habe die Erhebung gezeigt, dass 
durch die hohen Fördersätze teilweise eine Überfinanzierung vorhanden gewesen 
sei. 

Dies könne sicherlich nicht über das erwähnte Projekt gesagt werden, sondern 
über die geparkten Mittel in Höhe von 156,5 Millionen €. Diese Ausgaben seien 
völlig unnötig und würden keineswegs gebilligt. Mehr Geld gebe es auch für 
Töpfe wie islamische Krankenhausseelsorge oder Projekte, die im Landeshaushalt 
nicht explizit genannt, aber dennoch vom Sozialministerium finanziert würden, so 
etwa das Projekt „Interkulturelle Promotor*Innen“. Für das zuletzt genannte Pro-
jekt seien Zuschüsse in Höhe von 250 000 € veranschlagt. Ein Schlag ins Gesicht 
der Baden-Württemberger seien die Ausgaben für neue Projekte, z. B. die Anlauf-
stelle Afghanistan. Hierfür würden 200 000 € eingeplant. 

Nicht nur deshalb, sondern weil Asyl ein Bleiberecht auf Zeit sei, lehne ihre 
Fraktion das Kapitel Integration ab. Die AfD-Fraktion und die AfD unterstützten 
Einwanderung nach dem kanadischen Modell und keine Einwanderung in das 
Sozialsystem. 

Für das Modellprojekt „Anonymer Krankenschein“, bei dem auch EU-Bürger und 
Menschen aus Nicht-EU-Ländern ohne ausreichenden Krankenversicherungs-
schutz oder legalen Aufenthaltsstatus medizinisch versorgt würden, seien eben-
falls 200 000 € vorgesehen. Dabei habe die Landesregierung noch in der Antwort 
auf die Kleine Anfrage – Anonymer Krankenschein für Menschen ohne Aufent-
haltstitel – Drucksache 16/6413 aus dem Jahr 2019 erklärt, sie stelle keine Überle-
gungen an, einen anonymen Krankenschein in Baden-Württemberg einzuführen.

Die Kosten für dieses und weitere Fantasieprojekte erhöhten sich von mehr als  
2,2 Millionen € auf über 3 Millionen €. In Anbetracht der aktuellen Lage könne 
sie nur fragen, ob dies ernst gemeint sei.
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Der Vorsitzende weist darauf hin, dass am Vortag verabredet worden sei, keinen 
grundsätzlichen Austausch und keine Statements abzugeben. Er bitte, dies zu-
künftig so zu handhaben. 

Ein Abgeordneter der Fraktion GRÜNE äußert, der Haushalt sei noch im Wandel. 
Dies liege auch daran, dass die Bundeshilfen – Stichworte Krankenhäuser und 
Pflegeeinrichtungen – noch verteilt würden. Das Land habe zugesagt, dass es 
tätig werde, wenn es Lücken gebe. Die Lücken müssten allerdings erst gesehen 
werden, bevor das Land tätig werde. Daher sei der Topf, den der Ministerpräsi-
dent angesprochen habe, auf viele Stellen verteilt. Dies zusammenzufügen, werde 
schwierig. 

Integration sei wichtig. Wer dem nicht nachkomme, rede der Spaltung das Wort. 
Dies wolle er nicht tun. Wer wiederum Kranke nicht behandle, bringe sich selbst 
in Gefahr. Dies habe man in der Pandemie gelernt. Deshalb sei es sinnvoll, ent-
sprechende Maßnahmen zu ergreifen. Dies erfolge in ausreichender Weise.

Die Abgeordnete der Fraktion der SPD merkt an, es handle sich um eine Frage 
der politischen Haltung, wie groß oder wie klein die Sozialpolitik im Land ge-
sehen werde. Sie meine schon, dass sich die CDU-Fraktion in der Verantwortung 
kleiner mache, als es ihr und dem Land guttäte. Sei verweise auf die Unterfinan-
zierung u. a. der Krankenhäuser und Frauenhäuser. 

Die Schulsozialarbeit sei ein guter, kleiner Schritt. Ihrer Fraktion sei klar, dass es 
einer Drittelfinanzierung bedürfe. 

Die SPD ziehe ihren Änderungsantrag 09/12 zugunsten eines dann gemeinsam 
getragenen neuen Änderungsantrags 09/38 zurück. 

Der Abgeordnete der Fraktion der CDU führt aus, seiner Vorrednerin seien die 
Größenordnungen der Haushalte nicht bekannt. Der Bundeshaushalt für Soziales 
umfasse 130 bis 150 Milliarden €. Dies könne im Land bei aller Wertschätzung 
gegenüber diesem Thema nicht abgebildet werden. Es lasse sich ersehen, wie 
viele zusätzliche Mittel bereitgestellt und welche Maßnahmen ergriffen würden.

Er negiere das Thema keineswegs. Bei den Zuständigkeiten bestünden Unter-
schiede. Der Bund und die kommunale Ebene seien sehr viel mehr für Soziales 
zuständig als das Land. Wenn dies seiner Vorrednerin nicht bekannt sei, halte er 
dies für bedauerlich. Er bitte, sich die Größenordnungen auf den einzelnen Ebe-
nen anzusehen. 

Die CDU-Fraktion unternehme alles, um die Versäumnisse aufzuholen. Die SPD-
Fraktion sei ja seit Jahrzehnten für den entsprechenden Bundesetat zuständig.

Der Minister für Soziales, Gesundheit und Integration legt dar, zu den Ausführun-
gen der Abgeordneten der Fraktion der AfD merke er an, Baden-Württemberg habe 
auch jetzt wieder die höchste Finanzierung pro Bett bei der Investitionsförderung 
aller Bundesländer. Baden-Württemberg fördere die Bundesprogramme zusätzlich. 
In einem eigenständigen Investitionshaushalt stünden 488 Millionen € zusätzlich 
und 314 Millionen € für Psychiatrie und Maßregelvollzug, Geburtshilfe, Hebam-
menversorgung und Gesundheitsfachberufe zur Verfügung. Mit Unterstützung der 
Regierungsfraktionen sei in der Haushaltskommission erheblich nachgelegt worden.

Auf die Ausführungen von der Abgeordneten der Fraktion der SPD entgegne er, 
die Förderung erfolge themenbezogen. Auch in den Kapiteln, die der Ausschuss 
nun zu den Resten zurückgestellt habe und die er in 14 Tagen berate, würden Mit-
tel eingesetzt. Zur Armutsbekämpfung bzw. Bekämpfung der Kinderarmut wür-
den 2023  1,025 Millionen € und 2024 noch einmal fast 300 000 € für die Tafeln 
aufgewandt. Zudem erfolgten die Unterstützung von Kindern und Jugendlichen 
in unterschiedlichen Programmen und die Unterstützung des bürgerschaftlichen 
Engagements, sodass schon jetzt 35,7 Millionen € eingesetzt würden, die die an-
gekündigten 30 Millionen € überschritten. Die Ausgaben würden nicht nur an-
gekündigt. 
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Dem Änderungsantrag 09/34 wird mehrheitlich zugestimmt.

Kapitel 0901 mit den beschlossenen Änderungen mehrheitlich ge-
nehmigt. 

Kapitel 0904 einstimmig genehmigt.

Kapitel 0905

Hilfen für Menschen mit Behinderungen

Der Vorsitzende ruft den Änderungsantrag 09/36 mit zur Beratung auf. 

Eine Abgeordnete der Fraktion der SPD fragt, ob mit dem Änderungsantrag  
180 000 € für das Projekt CircArtive mit intendiert seien. 

Sie merkt an, in der Vergangenheit habe ein Topf in Höhe von 10 Millionen € für 
das Sonderprogramm zur Beschäftigung von Menschen mit Schwerbehinderun-
gen im Landesdienst zur Verfügung gestanden. Über dieses Thema werde immer 
wieder diskutiert, zumal das Land den eigenen Zielen hinterherhinke. Mehrfach 
seien die Mittel nicht genutzt worden, weil sich die Landesregierung nicht aus-
reichend um Maßnahmen gekümmert habe oder habe kümmern können. Sie frage, 
ob im vierten Jahr der Bewilligung das Programm endlich umgesetzt werde. 

Der Mittelansatz sei zu Ihrem Bedauern jetzt deutlich geringer. Sie interessiere 
sich für die Beweggründe. 

Der Minister für Soziales, Gesundheit und Integration erklärt, die Arbeit sei auf-
genommen. An diesem Thema werde sehr intensiv gearbeitet. 

Die Abgeordnete der Fraktion der SPD fragt nach, warum der Mittelansatz gerin-
ger sei. Sie fügt an, nach ihrem Verständnis würden keine 10 Millionen € mehr 
eingestellt.

Der Minister für Soziales, Gesundheit und Integration macht darauf aufmerksam, 
im ersten Jahr sei der Bedarf, da das Projekt noch anlaufe, nicht so hoch; der An-
satz werde dann angepasst. 

Dem Änderungsantrag 09/36 wird mehrheitlich zugestimmt. 

Kapitel 0905 mit den beschlossenen Änderungen mehrheitlich ge-
nehmigt.

Kapitel 0908

Integration

Der Vorsitzende ruft die Änderungsanträge 09/1, 09/11 sowie 09/37 bis 09/40 mit 
zur Beratung auf. 

Ein Abgeordneter der Fraktion GRÜNE äußert, seine Fraktion habe gern wahrge-
nommen, dass der Änderungsantrag 09/38 der Regierungsfraktionen dem Ände-
rungsantrag 09/12 der SPD-Fraktion inhaltlich ähnle. Da die SPD-Fraktion ihren 
Änderungsantrag zurückgezogen habe, danke er für die Zustimmung. 

Die Änderungsanträge 09/1 und 09/11 werden jeweils mehrheitlich 
abgelehnt.

Den Änderungsanträgen 09/37, 09/38, 09/39 (insgesamt) und 09/40 
(insgesamt) wird jeweils mehrheitlich zugestimmt.
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Kapitel 0908 mit den beschlossenen Änderungen mehrheitlich ge-
nehmigt. 

Kapitel 0916

Gesundheits- und Sozialberufe

Der Vorsitzende ruft die Änderungsanträge 09/13, 09/41 und 09/42 mit zur Be-
ratung auf. 

Eine Abgeordnete der Fraktion der SPD merkt an, ihre Fraktion ziehe den Ände-
rungsantrag 09/13 zurück. Die Fraktion der CDU und die Fraktion GRÜNE hätten 
einen Änderungsantrag mit höheren Beiträgen zur Schulgeldfreiheit eingebracht.

Dem Änderungsantrag 09/41 (insgesamt) wird einstimmig zuge-
stimmt.

Dem Änderungsantrag 09/42 wird mehrheitlich zugestimmt. 

Kapitel 0916 mit den beschlossenen Änderungen mehrheitlich ge-
nehmigt.

Kapitel 0917

Wohlfahrtspflege und Bürgerschaftliches Engagement

Den Änderungsanträgen 09/44 und 09/43 wird jeweils einstimmig 
zugestimmt.

Die Änderungsanträge 09/14 und 09/15 werden jeweils mehrheit-
lich abgelehnt.

Dem Änderungsantrag 09/45 wird einstimmig zugestimmt.

Dem Änderungsantrag 09/46 wird mehrheitlich zugestimmt.

Kapitel 0917 mit den beschlossenen Änderungen mehrheitlich ge-
nehmigt.

Kapitel 0918

Jugendhilfe

Der Ausschuss nimmt von der Mitteilung der Landesregierung – 
51. Landesjugendplan Baden-Württemberg für die Haushaltsjahre 
2023/2024 –, Drucksache 17/3509, soweit Einzelplan 09 berührt ist, 
ohne Widerspruch Kenntnis. 

Der Änderungsantrag 09/16 wird mehrheitlich abgelehnt.

Dem Änderungsantrag 09/47 (insgesamt) wird mehrheitlich zuge-
stimmt.

Der Änderungsantrag 09/2 wird mehrheitlich abgelehnt. 

Den Änderungsanträgen 09/49, 09/48 (insgesamt) und 09/50 wird 
jeweils einstimmig zugestimmt. 

Der Änderungsantrag 09/17 wird mehrheitlich abgelehnt. 
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Dem Änderungsantrag 09/51 wird einstimmig zugestimmt. 

Kapitel 0918 mit den beschlossenen Änderungen mehrheitlich ge-
nehmigt.

Kapitel 0919

Familienhilfe

Dem Änderungsantrag 09/52 wird einstimmig zugestimmt.

Die Änderungsanträge 09/19 und 09/18 werden jeweils mehrheit-
lich abgelehnt. 

Den Änderungsanträgen 09/53 und 09/54 wird jeweils einstimmig 
zugestimmt.

Der Änderungsantrag 09/20 wird mehrheitlich abgelehnt. 

Den Änderungsanträgen 09/55 und 09/56 wird jeweils einstimmig 
zugestimmt. 

Dem Änderungsantrag 09/57 wird mehrheitlich zugestimmt.

Kapitel 0919 mit den beschlossenen Änderungen mehrheitlich ge-
nehmigt. 

Kapitel 0921

Gewaltprävention, Chancengleichheit und Diversität

Der Änderungsantrag 09/6 wird mehrheitlich abgelehnt. 

Dem Änderungsantrag 09/59 wird mehrheitlich zugestimmt.

Die Änderungsanträge 09/24 und 09/25 werden jeweils mehrheit-
lich abgelehnt. 

Dem Änderungsantrag 09/60 wird einstimmig zugestimmt. 

Kapitel 0921 mit den beschlossenen Änderungen mehrheitlich ge-
nehmigt. 

Kapitel 0930

Zentren für Psychiatrie und Psychisch-Kranken-Hilfe-Gesetz

Eine Abgeordnete der Fraktion der SPD führt aus, vor nicht einmal zwei Monaten 
habe der Minister für Soziales, Gesundheit und Integration öffentlich erklärt, dass 
der dringend notwendige Neubau für den Maßregelvollzug in Schwäbisch Hall 
Anfang 2025 bezogen werden solle. Auf Seite 220 des Einzelplans finde sie aller-
dings, dass der größte Teil der Investitionskosten, nämlich über 80 Millionen €, 
ab dem Jahr 2027 zur Verfügung gestellt werden solle. Sie interessiere, wie dies 
zusammengehe.

Der Minister für Soziales, Gesundheit und Integration antwortet, wenn noch Mit-
tel erforderlich sein sollten, weil es immer wieder Verschiebungen gebe, sei ver-
einbart, diese aus Mitteln, die für Haushaltsrisiken eingeplant seien, sachgerecht 
und zeitgerecht umzusetzen. 
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Die Abgeordnete der Fraktion der SPD fragt nach, wofür die über 80 Millionen € 
ab 2027 aufgewandt werden sollten.

Der Minister für Soziales, Gesundheit und Integration teilt mit, er werde die Frage 
schriftlich beantworten. Er bitte allerdings darum, die Frage zu konkretisieren. 

Die Abgeordnete der Fraktion der SPD erklärt, der Minister habe öffentlich ge-
äußert, die Mittel für den dringend notwendigen Maßregelvollzug in Schwäbisch 
Hall sollten bereitgestellt werden, sodass dieser Ende 2024 fertiggestellt sei und 
der Bezug Anfang 2025 erfolgen solle. Dies passe für sie nicht mit dem Zeitplan 
der Investitionskosten zusammen, die sie im Haushaltsplan vorfinde. Denn ein 
großer Teil der Mittel sei erst ab 2027, also nach dem geplanten Bezug des Maß-
regelvollzugs, eingestellt. 

Der Minister für Soziales, Gesundheit und Integration äußert, bei den angespro-
chenen Mitteln handle es sich um Verpflichtungsermächtigungen für Folgejahre. 
Es entstünden Investitionen. Der Standort in Schwäbisch Hall werde über Rück-
lagen finanziert. 

Die Abgeordnete der Fraktion der SPD bittet um Auskunft, wofür die Verpflich-
tungsermächtigungen ab 2027 dienten.

Der Minister für Soziales, Gesundheit und Integration gibt bekannt, damit solle 
dem dauerhaften Anstieg von Verurteilungen nach den §§ 63 und 64 StGB nach-
gekommen werden. 

Die Abgeordnete der Fraktion der SPD bemerkt, dies halte sie für sehr löblich. 
Seit etlichen Jahren steige die Zahl der zu Versorgenden allerdings an. Der Neu-
bau und die Fertigstellung für Schwäbisch Hall seien jedoch für 2023/2024 zuge-
sagt. Hierfür seien Mittel nötig. 

Der Minister für Soziales, Gesundheit und Integration weist darauf hin, in Schwä-
bisch Hall werde regulär gebaut. Er bitte, wenn sich weitere Fragen, auch zur 
mittelfristigen Finanzplanung, ergäben, diese schriftlich zu stellen.

Der Vorsitzende betont, Fragen sollten mündlich gestellt werden; auch deshalb 
sei der Ausschuss zusammengekommen. 

Ein Abgeordneter der Fraktion der SPD dankt für die diplomatische Zusammen-
fassung durch den Vorsitzenden. Er fährt fort, die Art, wie der Minister für Sozia-
les, Gesundheit und Integration auf Fragen aus dem Parlament reagiere und wie er 
mit der letzten Frage umgegangen sei, stehe im Widerspruch zu seinem Verhalten 
im Rahmen der letzten Haushaltsberatungen, als er sich löblich über den Haus-
haltsgesetzgeber geäußert und sich für die seinem Haus zur Verfügung gestellten 
Mittel bedankt habe. 

Wenn es um Fragen zum Bauen gehe, bringe er dem Finanzministerium und der 
Staatssekretärin viel Vertrauen entgegen. Er wolle wissen, ob der Finanzminister 
die Frage genauso beantwortet hätte wie der Sozialminister.

Der Minister für Finanzen legt dar, Grundlage für die bisherigen Planungen seien 
die Beschlüsse der Haushaltskommission vom Juli dieses Jahres. Mittlerweile ha-
be eine Überarbeitung dieser Planung stattgefunden, in der die in Rede stehenden 
Investitionen vorgezogen worden seien. Für das Jahr 2022 seien erstmals Investi-
tionen in Höhe von 5 Millionen € vorgesehen. Für die Jahre 2023/2024 seien In-
vestitionen in Höhe von 25 Millionen € bzw. von 55 Millionen € geplant und für 
das Jahr 2025  30 Millionen €. Die Gesamtsumme der Investitionen belaufe sich 
demnach auf 115 Millionen €. Dadurch sei ein Delta in Höhe von 16 Millionen € 
im Vergleich mit den ursprünglichen Planungen entstanden. 

Die Abgeordnete der Fraktion der SPD äußert, der Finanzminister habe mit sei-
nen Ausführungen zur Klärung beigetragen. Die für Neubauten zur Verfügung 
stehenden Mittel seien jedoch geringer als die Verpflichtungsermächtigungen ab 
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dem Jahr 2027 in Höhe von 83 Millionen €. Ihr stelle sich die Frage, wofür diese 
Verpflichtungsermächtigungen nötig seien. 

Der Minister für Finanzen entgegnet, die verfügbaren Mittel fielen nicht geringer 
aus. Denn die Verpflichtungsermächtigungen in Höhe von 83 Millionen € seien 
bereits Teil der ursprünglich vorgesehenen Mittel in Höhe von 99 Millionen € ge-
wesen. Die für die nächsten Jahre benötigten Mittel beliefen sich auf 115 Millio-
nen €. Diese Investitionen seien vorgezogen worden, die Verpflichtungsermächti-
gung habe sich damit erübrigt.

Ein Abgeordneter der Fraktion der FDP/DVP will wissen, ob dem Ausschuss 
somit ein nicht korrekter Plan vorliege, da er nicht die vom Finanzminister ge-
nannten Zahlen enthalte. 

Der Minister für Finanzen bestätigt die Äußerung des Vorsitzenden, dass dies 
der dynamischen Haushaltsführung geschuldet sei. Die Unterlagen seien korrekt, 
ihre Aktualisierung werde derzeit durchgeführt. Im Anschluss erfolge eine Ver-
buchung über die Rücklage. 

Kapitel 0930 einstimmig genehmigt.

Der Vorsitzende stellt fest, dass für den Bereich des Einzelplans 09 keine Wort-
meldungen zu Projekten vorlägen, die im Einzelplan 12 – Allgemeine Finanzver-
waltung – veranschlagt seien.

In der 24. Sitzung am 1. Dezember 2022 wurden die in der 21. Sitzung am  
18. November 2022 zurückgestellten Kapitel 0902, 0913, 0920, 0922 und 0923 
beraten. In diese Beratung wurden die schriftlich eingebrachten Änderungsanträ-
ge RESTE 09/1 bis RESTE 09/9, 09/3 bis 09/5, 09/7 bis 9/10, 09/21 bis 09/23, 
09/26 bis 09/33, 09/35, 09/58, 09/61, 09/64 und 09/65 einbezogen (siehe Anla-
gen).

Kapitel 0902

Allgemeine Bewilligungen

Änderungsantrag RESTE 09/2 (insgesamt) mehrheitlich zuge-
stimmt.

Änderungsantrag 09/35 einstimmig zugestimmt.

Kapitel 0902 mit den beschlossenen Änderungen mehrheitlich ge-
nehmigt.

Kapitel 0913

Versorgungsämter und Gesundheitsämter

Änderungsantrag RESTE 09/3 (insgesamt) einstimmig zugestimmt.

Kapitel 0913 mit den beschlossenen Änderungen einstimmig ge-
nehmigt.
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Kapitel 0920

Ältere Menschen und Pflege

Der Vorsitzende ruft die Änderungsanträge 09/3 bis 09/5, 09/21 bis 09/23, 09/29 
bis 09/31, 09/58 und RESTE 09/4 mit zur Beratung auf.

Eine Abgeordnete der Fraktion der SPD fragt unter Bezugnahme auf die Begrün-
dung zum Änderungsantrag RESTE 09/4, um welche „weiteren Maßnahmen zur 
Finanzierung der generalistischen Ausbildung“ es sich hier handle.

Die Ministerialdirektorin im Ministerium für Soziales, Gesundheit und Integra-
tion antwortet, es gehe insbesondere um die Koordinierungsstellen für die Ausbil-
dung. Hier bestehe ein größerer Handlungsbedarf, wenn sich noch Veränderungen 
ergeben sollten. Bekanntlich sei das Thema „Flexibilisierung, Weiterentwicklung 
bei der Generalistik“ zwischen Bund und Ländern weiter im Fluss. Das Land 
wolle ebenfalls möglichst vielen die Ausbildung ermöglichen. Hintergrund des 
Antrags sei, Handlungsspielraum für den Doppelhaushalt 2023/2024 für mögliche 
Veränderungen bei den Koordinierungsstellen zu haben.

Die Abgeordnete der Fraktion der SPD bemerkt, die Koordinierungsstellen seien 
hier bisher schon erfasst gewesen. In der Begründung heiße es „für bestimmte 
weitere Maßnahmen“. Deshalb frage sie nach, ob hier jetzt eine Pflegeassistenz-
ausbildung geplant werde.

Die Ministerialdirektorin im Ministerium für Soziales, Gesundheit und Integra-
tion erwidert, die Landesregierung plane die Assistenzausbildung nicht in der 
Form, wie es die SPD mit ihrem Gesetzentwurf vorgeschlagen habe.

Die Abgeordnete der Fraktion der SPD insistiert, in einer Antwort der Landes-
regierung habe es geheißen, dass sie die Assistenzausbildung in Form einer ein-
jährigen Ausbildung plane. Wenn dies der Fall wäre, müssten dafür auch Finanz-
mittel in den Haushalt eingestellt werden. Deshalb frage sie nach, ob davon aus-
gegangen werden müsse, dass in den Jahren 2023 und 2024 in diesem Bereich 
nichts passieren werde.

Die Ministerialdirektorin im Ministerium für Soziales, Gesundheit und Integra-
tion erklärt, davon müsse die SPD-Fraktion nicht ausgehen. Bekanntlich sei ein 
Arbeitsgruppenprozess mit den Verbänden, mit den entsprechenden Schulen auf-
gesetzt worden, in dem auch das Thema Assistenzkräfte behandelt werde. Im Be-
reich der generalistischen Ausbildung werde an verschiedenen Themen gearbei-
tet. Ein Thema bildeten die Assistenzkräfte. Es werde daran gearbeitet, etwas zu 
ermöglichen, aber nicht in der Form, wie es die SPD angesprochen habe und wie 
es andere Bundesländer gesetzlich schon geregelt hätten.

Die Änderungsanträge 09/29, 09/3, 09/21, 09/22, 09/4 und 09/30 
werden jeweils mehrheitlich abgelehnt.

Änderungsantrag RESTE 09/4 einstimmig zugestimmt.

Änderungsantrag 09/23 mehrheitlich abgelehnt.

Änderungsantrag 09/5 mehrheitlich abgelehnt.

Änderungsantrag 09/58 mehrheitlich zugestimmt.

Der Vorsitzende hält fest, dass sich durch die Annahme des Änderungsantrags 
09/58 eine Abstimmung über den Änderungsantrag 09/31 erübrigt habe.

Kapitel 0920 mit den beschlossenen Änderungen mehrheitlich ge-
nehmigt.
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Kapitel 0922

Gesundheitspflege

Der Vorsitzende weist darauf hin, dass die Änderungsanträge 09/62, 09/63, 09/66 
und 09/67 zurückgezogen worden seien.

Änderungsantrag 09/26 mehrheitlich abgelehnt.

Änderungsantrag 09/61 mehrheitlich zugestimmt.

Änderungsantrag RESTE 09/5 (insgesamt) einstimmig zugestimmt.

Änderungsantrag RESTE 09/6 mehrheitlich zugestimmt.

Änderungsantrag RESTE 09/1 einstimmig zugestimmt.

Änderungsantrag 09/27 mehrheitlich abgelehnt.

Änderungsantrag 09/32 mehrheitlich abgelehnt.

Änderungsantrag 09/64 mehrheitlich zugestimmt.

Änderungsantrag 09/65 mehrheitlich zugestimmt.

Änderungsantrag 09/33 mehrheitlich abgelehnt.

Änderungsantrag 09/7 (insgesamt) mehrheitlich abgelehnt.

Änderungsantrag RESTE 09/7 (insgesamt) einstimmig zugestimmt.

Änderungsantrag 09/8 mehrheitlich abgelehnt.

Änderungsantrag RESTE 09/8 einstimmig zugestimmt.

Die Änderungsanträge 09/28, 09/9 und 09/10 werden jeweils mehr-
heitlich abgelehnt.

Kapitel 0922 mit den beschlossenen Änderungen mehrheitlich ge-
nehmigt.

Kapitel 0923

Landesgesundheitsamt

Änderungsantrag RESTE 09/9 einstimmig zugestimmt.

Kapitel 0923 mit den beschlossenen Änderungen mehrheitlich ge-
nehmigt.

Ein Abgeordneter der Fraktion der FDP/DVP spricht aus Einzelplan 12 Kapitel 
1212 – Allgemeine Finanzverwaltung: Sammelansätze – den Titel 359 12 – Ent-
nahme aus der Rücklage für das Maßnahmenpaket „Zukunftsland BW – Stärker 
aus der Krise“ – an und erklärt, dass laut den Erläuterungen unter Nummer 1 
Zeile 6 – Krankenhauszukunftsgesetz – von den ausgewiesenen 50 Millionen € 
bis zum 31. Dezember 2021 keine Mittel abgeflossen seien. Wenn es zutreffe, 
dass Baden-Württemberg das einzige Bundesland sei, in dem noch keine Förder-
bescheide zum Thema Krankenhauszukunftsgesetz ergangen seien, wolle er gern 
den Grund dafür erfahren. Denn er wisse von einigen Krankenhäusern, die drin-
gend auf die Bearbeitung der Förderanträge warteten.
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Die Ministerialdirektorin im Ministerium für Soziales, Gesundheit und Integra-
tion erklärt, sie wolle zu der gestellten Frage den aktuellen Sachstand bis zur 
Beratung des Einzelplans 12 zusammenfassen lassen. Die Bescheide vom Bun-
desamt für Soziale Sicherung seien nach und nach gekommen. Ursprünglich habe 
man gehofft, sie kämen zu einem Zeitpunkt, dass pro Krankenhaus beschieden 
werden könne. Dies sei aber nicht der Fall gewesen. Ihrer Kenntnis nach seien 
die entsprechenden Bescheide in Bearbeitung durch die Regierungspräsidien. Die 
Auszahlung erfolge erst nach der Bescheidung. Insofern könne es sein, dass die 
Mittel noch nicht ausgezahlt worden seien, aber sie sei sich sicher, dass sich die 
Bescheide schon in Arbeit befänden.

Der Vorsitzende hält fest, dass die finale Antwort auf die Frage des Abgeordneten 
der Fraktion der FDP/DVP im Rahmen der Behandlung des Einzelplans 12 – All-
gemeine Finanzverwaltung – gegeben werde. Sollte dies jedoch nicht möglich 
sein, bitte er darum, die Antwort schriftlich nachzureichen.

6.12.2022/13.12.2022

Rudi Fischer
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Anlage 1

Empfehlung und Bericht
des Ausschusses für Soziales, Gesundheit und Integration

an den Ausschuss für Finanzen

zu der Mitteilung der Landesregierung vom 25. Oktober 2022
– Drucksache 17/3509

51. Landesjugendplan für die Haushaltsjahre 2023 bis 2024

E m p f e h l u n g

Der Landtag wolle beschließen,

von der Mitteilung der Landesregierung vom 25. Oktober 2022
– Drucksache 17/3509 – Kenntnis zu nehmen.

8.11.2022

Der Berichterstatter: Der Vorsitzende:

Jochen Haußmann  Florian Wahl

B e r i c h t

Der Ausschuss für Soziales, Gesundheit und Integration beriet die Mitteilung 
Drucksache 17/3509 in seiner 18. Sitzung, die als gemischte Sitzung mit Video-
konferenz stattfand, am 8. November 2022.

Da der Ausschuss öffentlich tagte, wurden die Namen der Rednerinnen und Red-
ner nicht anonymisiert. 

Minister Manfred Lucha führte aus, in den letzten Jahren habe das Land bei der 
Kinder- und Jugendarbeit deutlich zugelegt. Mit dem 51. Landesjugendplan wer-
de die Grundlage für eine starke Kinder- und Jugendpolitik geschaffen. Das Ge-
samtvolumen zur Förderung von Kindern und Jugendlichen betrage im 51. Lan-
desjugendplan rund 333 Millionen €, und zwar rund 203 Millionen € im Jahr 2023 
und 130 Millionen € im Jahr 2024. Für den Geschäftsbereich des Ministeriums für 
Soziales, Gesundheit und Integration entfalle auf den Bereich der Jugendarbeit 
und Jugendbildung, der Familienpolitik, der sozialen Jugendhilfe und des Jugend-
schutzes ein Betrag von rund 82 Millionen € im Jahr 2023 und 83,7 Millionen € 
im Jahr 2024. Dieser Mitteleinsatz verdeutlich den Stellenwert von Kindern und 
Jugendlichen sowie ihren Familien für die Landesregierung. 

Das Aktionsprogramm „Aufholen nach Corona für Kinder und Jugendliche“ des 
Bundes sei ausgelaufen. Die Mittel dafür im Haushaltsplan 2022 hätten sich auf 
23,8 Millionen € belaufen, die nunmehr nicht zur Verfügung stünden und nicht 
kompensierbar seien. Die Restmittel aus dem Bundesprogramm würden entspre-
chend ihrer Zweckbindung für das Jahr 2023 vollumfänglich eingesetzt. Die über 
das Aktionsprogramm aufgewandten 5 € Tagessatz für Träger sowie Teilnehmen-
de an Jugenderholungsmaßnahmen würden durch Masterplanmitteln kompensiert.
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Über die Dimension der institutionellen Förderung dürfe geredet werden, aber 
es solle zu keinem falschen Zungenschlag kommen. Die Ausgaben für Kinder- 
und Jugendliche seien um rund 20 Millionen € erhöht worden. Nun würden für 
2023 und 2024 jeweils 5,5 Millionen € durch den seit Dezember 2021 bestehen-
den Bündnisschutz, der bis 2026 verlängert worden sei, gesichert. Dies biete Pla-
nungssicherheit. 

Die Arbeit der Bildungsreferentinnen und -referenten in den Jugendverbänden 
und Zusammenschlüssen der Kinder- und Jugendarbeit sowie Jugendsozialarbeit 
werde mit – einem sich jährlich auf 2,5 % des Vorjahreswerts erhöhten Festbetrag 
– 3,3 Millionen € im Jahr 2023 und 3,1 Millionen € im Jahr 2024 gefördert. 

Die Förderung der außerschulischen Jugendbildung sei Anfang 2022 verbessert 
worden. Die Fördersätze hätten auf 25 € pro Tag und Person erhöht werden kön-
nen. Dies entspreche der Forderung der Verbände. 

Außerdem würden Pilotprojekte in bestimmten Bereichen angestoßen, z. B. in 
den Bereichen Migration, „Demokratie und Jugendbildung“, Medienbildung, Kli-
maschutz und zur Bewältigung der Coronafolgen. 

Bei 60 % der allgemeinbildenden, 71 % der beruflichen Schulen sowie 73 % 
der Ganztagsschulen in öffentlicher Trägerschaft seien Fachkräfte der Jugend-
sozialarbeit im Einsatz. Dies stelle einen Erfolg der Förderung der Sozialarbeit 
dar. Im Jahr 2023 sehe er rund 33 Millionen € und im Jahr 2024  34,7 Millionen € 
vor. Sowohl vorhandene als auch Neustellen würden im Rahmen der Regelför-
derung mit 16 700 € im Jahr gefördert. Durch das Aktionsprogramm seien die 
Mittel aufgestockt worden. In den Schuljahren 2021/2022 und 2022/2023 würden  
9,4 Millionen € bereitgestellt. Dabei erhöhe sich der Fördersatz pro Stelle um  
1 100 € auf 17 800 €. 

Darüber hinaus seien für die Schuljahre 2021/2022 und 2022/2023 Haushaltsmit-
tel für zusätzliche Jugendsozialarbeit an öffentlichen Schulen in einem Umfang 
von bis zu 95 Vollzeitäquivalenten ermöglicht, vornehmlich durch die Förderung 
der Aufstockung der vorhandenen Stellen. 

Im Rahmen der Novellierung des Kinder- und Jugendhilfegesetzes werde er mit 
den Kommunen, den freien Trägern und der Jugendsozialarbeit in den Dialog 
treten. Ihm gehe es darum, wie Schulsozialarbeit bei den Schulen in privater Trä-
gerschaft gestaltet werden könne. Dies sei auch ein Anliegen der Abgeordneten. 

Die institutionelle Förderung werde nicht erhöht. Der Landesjugendring sei seit 
Jahr und Tag Empfänger für geförderte Projekte des Masterplans. Aus diesen Mit-
teln organisiere und finanziere er sein Tun permanent mit. Dies gelte auch für die 
angesprochene Kampagne zum Image.

Generell sei die institutionelle Förderung von Dachorganisationen mit Blick auf 
die Haushaltsdisziplin in allen Bereichen Thema gewesen. Ihn freue, dass die Re-
gierungsfraktionen nach der Steuerschätzung mit ihren Änderungsanträgen insge-
samt ein großes sozialpolitisches Paket gestaltetet hätten. Er sei dem Versprechen 
treu geblieben, die Pauschalen anzuheben und verweise weiter darauf, wie die 
Situation übernommen worden sei. 

Natürlich stehe ein nominaler Steuerzugewinn im Raum. Allerdings könne der 
Krieg in der Ukraine Krisendimensionen hervorrufen, die noch nicht abgeschätzt 
werden könnten. Müsse gespart werden, sollten die Haushaltsmittelansätze, die 
in der direkten Jugendarbeit bzw. den Jugendlichen unmittelbar zugutekämen, 
stabil gehalten werden. Die institutionelle Dachförderung stelle dann sozusagen 
das Ende der Kaskade dar. Die gesamte Leistungsfähigkeit und Arbeitsfähigkeit 
des Landesjugendrings sehe er nicht als gefährdet. Er verweise weiter auf die Ver-
bindlichkeit der Modell- und Förderanträge. 

Abg. Erwin Köhler GRÜNE äußerte, er teile die Einschätzung, dass die getätigten 
Erhöhungen wirkten. Er würde gern beim Thema „Schulen in privater Träger-
schaft“ auf dem Laufenden gehalten werden. 
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Er bedanke sich im Namen seiner Fraktion für den 51. Landesjugendplan. Die 
Themen Prävention, auch die Extremismusprävention, und Beteiligung seien 
wichtig und sollten auch in den nächsten Haushalten nicht unter den Tisch fallen. 
In diesen Krisenzeiten bedürfe es der Vorbereitung. Kinder und Jugendliche stell-
ten die Zukunft der Gesellschaft dar.

Abg. Andreas Kenner SPD brachte vor, Haushalte in diesen Zeiten zu erstellen, 
sei kein Zuckerschlecken. Vor diesem Hintergrund bedanke er sich für die Arbeit 
der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter im Ministerium und seiner Kolleginnen und 
Kollegen aus den Regierungsfraktionen, nach Vorlage der Steuerschätzungen 
nachgesteuert zu haben. 

Für die SPD stellten Kinder und Jugendliche Schwerpunkt für die Arbeit die-
ses Jahres dar. Kinder und Jugendliche hätten am meisten unter den Coronaein-
schränkungen gelitten. Dies gelte insbesondere für Kinder und Jugendliche die, 
zusammen mit ihren Familien, nicht auf der Sonnenseite des Lebens stünden. Er 
halte es für gut, gemeinsam unaufgeregt Verbesserungen zu erreichen, auch wenn 
man sich natürlich manchmal aufregen müsse. 

Der Anteil der armen Menschen in Baden-Württemberg nehme zu. Dieses Thema 
müsse auch angesprochen werden. Die Arbeit des Landesjugendrings richte sich 
ebenfalls darauf. 

Ihn interessiere, warum noch Restmittel zur Verfügung stünden bzw. ob diese 
noch 2022 aufgewandt würden. 

Er begrüße, dass die sogenannten 5-€-Plus fortgeführt würden. 

Er frage, was getan werden könne mit Blick darauf, dass sich Kinder und Jugend-
liche in der Coronazeit weniger bewegt hätten. 

Gemeinsam sei sehr viel am Thema Kinderschutz gearbeitet worden. Er bedanke 
sich ausdrücklich dafür, dass er bei der Anhörung der Fraktion GRÜNE zu dem 
Thema habe anwesend sein dürfen. Er frage allerdings, wann es zur Aktion komme. 

Abg. Jochen Haußmann FDP/DVP legte dar, er bedanke sich für die Aufbereitung 
des 51. Landesjugendplans. Die Breite der Aktivitäten sei notwendig mit Blick 
darauf, dass die Herausforderungen bereits vor der Coronapandemie nicht gering 
gewesen seien. Jetzt komme es zur nächsten Herausforderung. Solange die Mög-
lichkeiten bestünden, sollten sowohl die institutionelle Förderung als auch die un-
mittelbare Förderung beibehalten werden. Er danke in diesem Rahmen allen, die 
sich in ehrenamtlichen Strukturen engagierten.

Zuschüsse für die Erziehungsberatungen, Pflegekinderwesen und Elternkonsens-
verfahren seien um zwei Drittel reduziert worden. Auch bei der Familienhilfe 
würden die Ansätze bei der Weiterentwicklung des Kinderschutzes für Fortbil-
dungsmaßnahmen, Projekte und Veranstaltungen um ein Drittel gekürzt. Dies 
wolle er hinterfragen. 

Außerdem werde die Umsetzung der Familienförderstrategie angekündigt. Dafür 
seien keine Mittel hinterlegt. Er frage nach der Strategie in diesem Bereich. 

Minister Manfred Lucha erklärte, die Haushaltskommission der Koalition habe 
einen Aufwuchs der Mittel beim Kinderschutz vorgenommen; mindestens 3 Mil-
lionen € bis zu 5 Millionen € würden bereitgestellt. 

Die Familienförderstrategie werde hinterlegt. 

Eine Vertreterin des Ministeriums für Soziales, Gesundheit und Integration er-
gänzte, die Familienförderstrategie werde finanziell hinterlegt, und die Frage nach 
den gekürzten Zuschüssen für Erziehungsberatungen und Familienhilfe wolle sie 
mitnehmen.
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Das Projekt „THE LÄND of young Ehrenamt“ werde im Rahmen des Master-
plans Jugend mitgefördert. 

Die Sportjugend komme in den Genuss der Verwaltungsvorschrift zur Förderung 
der außerschulischen Jugendbildung. 

Im Masterplan Jugend gebe es Restmittel. Dies bedinge sich auch dadurch, dass 
in den Coronajahren Jugenderholungsmaßnahmen und Bildungsmaßnahmen  
nahezu nicht hätten stattfinden können. Die Restmittel würden für Projekte ein-
gesetzt, aber auch dafür, den 5-€-Sonderzuschuss zu finanzieren. 

Minister Manfred Lucha warf ein, dass damit die Bedeutung und besondere Be-
lastung der Arbeit in der Pandemie gewürdigt werde.

Die Vertreterin des Ministeriums für Soziales, Gesundheit und Integration fuhr 
fort, das Landeskinder- und Jugendhilfegesetz bedürfe der Novellierung. Coro-
nabedingt sei die Arbeit etwas im Verzug. Bei allen Partnern im Land habe das 
Ministerium Novellierungsbedarfe abgefragt. Am 2. Dezember werde mit einem 
breit angelegten Beteiligungsprozess gestartet. In diesem Prozess beteiligten sich 
auch Vertreter der Privatschulen. 

Abg. Jochen Haußmann FDP/DVP fragte, ob die Familienförderstrategie im Ein-
zelplan 12 hinterlegt sei.

Die Vertreterin des Ministeriums für Soziales, Gesundheit und Integration erklär-
te, sie werde diese Frage mitnehmen.

Minister Manfred Lucha äußerte, spätestens im Ausschuss für Finanzen würden 
die Informationen vorgelegt.

Der Ausschuss beschloss einvernehmlich, dem Ausschuss für Finanzen zu emp-
fehlen, von der Mitteilung Kenntnis zu nehmen.

26.11.2022

Jochen Haußmann 



36

Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 17 / 3709



37

Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 17 / 3709



38

Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 17 / 3709



39

Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 17 / 3709



40

Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 17 / 3709



41

Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 17 / 3709



42

Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 17 / 3709



43

Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 17 / 3709



44

Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 17 / 3709



45

Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 17 / 3709



46

Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 17 / 3709



47

Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 17 / 3709



48

Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 17 / 3709



49

Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 17 / 3709



50

Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 17 / 3709



51

Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 17 / 3709



52

Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 17 / 3709



53

Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 17 / 3709



54

Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 17 / 3709



55

Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 17 / 3709



56

Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 17 / 3709



57

Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 17 / 3709



58

Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 17 / 3709



59

Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 17 / 3709



60

Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 17 / 3709



61

Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 17 / 3709



62

Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 17 / 3709



63

Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 17 / 3709



64

Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 17 / 3709



65

Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 17 / 3709



66

Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 17 / 3709



67

Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 17 / 3709



68

Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 17 / 3709



69

Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 17 / 3709



70

Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 17 / 3709



71

Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 17 / 3709



72

Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 17 / 3709



73

Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 17 / 3709



74

Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 17 / 3709



75

Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 17 / 3709



76

Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 17 / 3709



77

Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 17 / 3709



78

Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 17 / 3709



79

Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 17 / 3709



80

Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 17 / 3709



81

Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 17 / 3709



82

Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 17 / 3709



83

Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 17 / 3709



84

Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 17 / 3709



85

Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 17 / 3709



86

Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 17 / 3709



87

Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 17 / 3709



88

Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 17 / 3709



89

Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 17 / 3709



90

Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 17 / 3709



91

Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 17 / 3709



92

Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 17 / 3709



93

Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 17 / 3709



94

Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 17 / 3709



95

Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 17 / 3709



96

Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 17 / 3709



97

Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 17 / 3709



98

Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 17 / 3709



99

Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 17 / 3709



100

Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 17 / 3709



101

Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 17 / 3709



102

Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 17 / 3709



103

Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 17 / 3709



104

Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 17 / 3709



105

Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 17 / 3709



106

Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 17 / 3709



107

Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 17 / 3709



108

Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 17 / 3709



109

Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 17 / 3709



110

Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 17 / 3709



111

Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 17 / 3709



112

Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 17 / 3709



113

Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 17 / 3709



114

Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 17 / 3709



115

Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 17 / 3709



116

Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 17 / 3709



117

Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 17 / 3709



118

Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 17 / 3709



119

Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 17 / 3709



120

Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 17 / 3709



121

Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 17 / 3709



122

Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 17 / 3709



123

Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 17 / 3709



124

Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 17 / 3709



125

Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 17 / 3709



126

Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 17 / 3709



127

Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 17 / 3709



128

Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 17 / 3709



129

Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 17 / 3709



130

Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 17 / 3709



131

Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 17 / 3709



132

Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 17 / 3709



133

Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 17 / 3709



134

Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 17 / 3709

9



135

Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 17 / 3709


	Landtag von Baden-Württemberg
	17. Wahlperiode
	Drucksache 17 /
	Beschlussempfehlung und Bericht
	des Ausschusses für Finanzen
	Staatshaushaltsplan 2023/2024
	Einzelplan 09:  Ministerium für Soziales, Gesundheit 
	

	

	

	

	

	

	

	

	

	

	

	

	

	

	

	

	

	

	

	

	

	

	

	

	

	

	

	

	

	

	

	

	

	

	

	

	

	

	

	

	

	

	

	

	

	

	

	

	

	

	

	

	

	

	

	

	

	

	

	

	

	

	

	

	

	

	

	

	

	

	

	

	

	

	

	

	

	

	

	

	

	

	

	

	

	

	

	

	

	

	

	

	

	

	

	

	

	

	

	

	

	

	

	

	

	

	

	

	

	

	

	

	

	

	

	

	

	

	

	

	

	

	

	

	

	

	

	

	

	

	

	

	

	


